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Lage in Bezug auf die Rechtsstaatlichkeit und die Bekimpfung der Korruption in der EU,
insbesondere in Malta und der Slowakei

Entschliefung des Europiischen Parlaments vom 28. Mirz 2019 zur Lage in Bezug auf die Rechtsstaatlichkeit und
die Bekimpfung der Korruption in der EU, insbesondere in Malta und in der Slowakei (2018/2965(RSP))

(2021/C 108/10)
Das Europdische Parlament,
— unter Hinweis auf die Artikel 2, 4, 5, 6, 7, 9 und 10 des Vertrags tiber die Europdische Union (EUV),
— unter Hinweis auf Artikel 20 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union (AEUV),
— unter Hinweis auf die Artikel 6, 7, 8, 10, 11, 12 und 47 der Charta der Grundrechte der Europiischen Union,

— unter Hinweis auf die Stellungnahme zu Fragen im Zusammenhang mit der Ernennung von Richtern des
Verfassungsgerichts der Slowakischen Republik, die von der Venedig-Kommission auf ihrer 110. Plenartagung
(Venedig, 10./11. Marz 2017) angenommen wurde,

— unter Hinweis auf die Stellungnahme zu verfassungsrechtlichen Bestimmungen, der Gewaltenteilung, der Unab-
hangigkeit der Justiz und der Strafverfolgung in Malta, die von der Venedig-Kommission auf ihrer 117. Plenartagung
(Venedig, 14./15. Dezember 2018) angenommen wurde,

— unter Hinweis auf den Bericht der Kommission vom 23. Januar 2019 an das Europdische Parlament, den Rat, den
Europiischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen mit dem Titel ,Staatsbiirgerschafts-
regelungen und Aufenthaltsregelungen fiir Investoren in der Europaischen Union* (COM(2019)0012),

— unter Hinweis auf seine Entschliefung vom 16. Januar 2014 zum Verkauf der Unionsbiirgerschaft (') und die
gemeinsame Presseerklirung der Kommission und der maltesischen Behorden zu Maltas Programm fiir Einzelinvestoren
(SUZ) vom 29. Januar 2014,

— unter Hinweis auf seine EntschlieSung vom 25. Oktober 2016 mit Empfehlungen an die Kommission zur Einrichtung
eines EU-Mechanismus fiir Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und die Grundrechte (3) und seine EntschlieSung vom
14. November 2018 zu der Notwendigkeit eines umfassenden EU-Mechanismus zum Schutz der Demokratie, der
Rechtsstaatlichkeit und der Grundrechte (%),

— unter Hinweis auf seine Entschliefung vom 15. November 2017 zur Rechtsstaatlichkeit in Malta (%),

— unter Hinweis auf seine EntschlieBung vom 1. Médrz 2018 zu dem Beschluss der Kommission, im Hinblick auf die Lage
in Polen das Verfahren gemaf Artikel 7 Absatz 1 EUV einzuleiten (°), sowie auf seine vorangegangenen EntschlieSungen
vom 13. April 2016 zur Lage in Polen (°), vom 14. September 2016 zu den jiingsten Entwicklungen in Polen und ihren
Auswirkungen auf die in der Charta der Grundrechte der Europdischen Union verankerten Grundrechte () und vom
15. November 2017 zur Lage der Rechtsstaatlichkeit und der Demokratie in Polen (%),
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— unter Hinweis auf seine Entschliefung vom 19. April 2018 zum Schutz investigativ titiger Journalisten in Europa: der
Fall des slowakischen Journalisten Jan Kuciak und von Martina Ku$nirovi (%),

— unter Hinweis auf seine Entschliefung vom 3. Mai 2018 zu der Freiheit und Pluralismus der Medien in der Europiischen
Union (3),

— unter Hinweis auf seine Entschliefung vom 12. September 2018 zu einem Vorschlag, mit dem der Rat aufgefordert
wird, im Einklang mit Artikel 7 Absatz 1 des Vertrags iiber die Europdische Union festzustellen, dass die eindeutige
Gefahr einer schwerwiegenden Verletzung der Werte, auf die sich die Union griindet, durch Ungarn besteht (), sowie auf
seine vorangegangenen Entschliefungen vom 10. Juni 2015 (4),vom 16. Dezember 2015 (°) und vom 17. Mai 2017 (%)
zur Lage in Ungarn,

— unter Hinweis auf seine EntschlieBung vom 13. November 2018 zur Rechtsstaatlichkeit in Ruménien (),

— unter Hinweis auf den Bericht vom 22. Marz 2018 iber die Reise der Ad-hoc-Delegation des Ausschusses fir
burgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres und des Haushaltskontrollausschusses vom 7. bis 9. Mirz 2018 in die
Slowakei,

— unter Hinweis auf den Bericht vom 30. Januar 2019 iiber die Informationsreise des Haushaltskontrollausschusses vom
17. bis 19. Dezember 2018 in die Slowakei,

— unter Hinweis auf den Bericht vom 11. Januar 2018 iiber die Reise der Ad-hoc-Delegation des Ausschusses fir
biirgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres und des Untersuchungsausschusses zur Priifung von behaupteten Verstofen
gegen das Unionsrecht und Missstinden bei der Anwendung desselben im Zusammenhang mit Geldwische,
Steuervermeidung und Steuerhinterziehung (PANA) vom 30. November bis 1. Dezember 2017 nach Malta,

— unter Hinweis auf den Bericht vom 16. November 2018 iiber die Reise der Ad-hoc-Delegation des Ausschusses fiir
biirgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres vom 17. bis 20. September 2018 nach Malta und in die Slowakei,

— unter Beriicksichtigung der Anhérungen und Aussprachen, die von der am 4. Juni 2018 vom Ausschuss fiir biirgerliche
Freiheiten, Justiz und Inneres eingerichteten Arbeitsgruppe, die ein allgemeines Mandat fiir die Uberwachung der Lage in
Bezug auf die Rechtsstaatlichkeit und die Bekimpfung der Korruption in der EU und fiir die Reaktion auf konkrete
Situationen, insbesondere in Malta und der Slowakei hat (Gruppe zur Beobachtung der Einhaltung des Rechtsstaat-
lichkeitsprinzips), durchgefithrt werden, insbesondere mit der Parlamentarischen Versammlung des Europarats und
ihrem Expertenausschuss fiir die Bewertung von Mafinahmen gegen Geldwiasche und Terrorismusfinanzierung
(MONEYVAL), der Gruppe der Staaten gegen Korruption (GRECO), nationalen Institutionen und Behorden, Vertretern
der Europdischen Kommission, EU-Agenturen wie Europol und verschiedenen Interessentrigern, einschliefSlich
Vertretern der Zivilgesellschaft und Hinweisgebern in Malta und der Slowakei,

— unter Hinweis auf das Schreiben des maltesischen Premierministers vom 13. Mirz 2019,

— unter Hinweis auf die an die Kommission gerichtete Anfrage zur Lage in Bezug auf die Rechtsstaatlichkeit und die
Bekdmpfung der Korruption in der EU, insbesondere in Malta und in der Slowakei (0-000015/2019 — B8-0017/2019)

— unter Hinweis auf den EntschlieBungsantrag des Ausschusses fiir biirgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres,
— gestiitzt auf Artikel 128 Absatz 5 und Artikel 123 Absatz 2 seiner Geschiftsordnung,

A. in der Erwidgung, dass die am 4. Juni 2018 eingerichtete Gruppe zur Beobachtung der Einhaltung des
Rechtsstaatlichkeitsprinzips (ROLMG) das allgemeine Mandat erhalten hat, die Lage in Bezug auf die Rechtsstaat-
lichkeit und die Bekdmpfung der Korruption in der EU zu iiberwachen und auf konkrete Situationen, insbesondere in
Malta und der Slowakei, zu reagieren;
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B. in der Erwigung, dass die Rechtsstaatlichkeit und die Achtung der Demokratie, der Menschenrechte und der
Grundfreiheiten sowie der in den Vertrigen der EU und internationalen Menschenrechtsinstrumenten verankerten
Werte und Grundsitze fiir die Europdische Union und ihre Mitgliedstaaten bindende Wirkung haben und eingehalten
werden miissen;

C.  in der Erwidgung, dass die Grundrechte, wie sie in der Européischen Konvention zum Schutz der Menschenrechte und
Grundfreiheiten (EMRK) gewahrleistet sind und wie sie sich aus den gemeinsamen Verfassungsiiberlieferungen der
Mitgliedstaaten ergeben, gemafd Artikel 6 Absatz 3 EUV als allgemeine Grundsitze Teil des Unionsrechts sind;

D. in der Erwidgung, dass die EU auf der Annahme des gegenseitigen Vertrauens darin aufbaut, dass die Mitgliedstaaten
im Einklang mit der Demokratie, der Rechtsstaatlichkeit und den Grundrechten handeln, wie sie in der EMRK, der
Charta der Grundrechte der Europaischen Union und dem Internationalen Pakt tiber biirgerliche und politische Rechte
(IPBPR) verankert sind;

E.  in der Erwidgung, dass weder die nationale Souverdnitit noch die Subsidiaritdt die systematische Weigerung eines
Mitgliedstaats rechtfertigen, die Grundwerte der Europdischen Union, der er freiwillig beigetreten ist, und die
entsprechenden Vertrdge einzuhalten;

F.  in der Erwidgung, dass die Gruppe zur Beobachtung der Einhaltung des Rechtsstaatlichkeitsprinzips eine Reihe von
Treffen mit verschiedenen Interessentragern abgehalten hat, bei denen es vor allem um die Lage in Malta und der
Slowakei ging; in der Erwdgung, dass sie nach der Ermordung von Viktoria Marinova auch einen Meinungsaustausch
iber die Sicherheit von Journalisten in Bulgarien veranstaltet hat; in der Erwigung, dass die voriibergehende
Inhaftierung der Journalisten Attila Biro und Dimitar Stoyanov, die sich mit mutmaflichen Betrugsfillen im
Zusammenhang mit EU-Mitteln in Ruminien und Bulgarien beschiftigten, bei diesem Treffen ebenfalls erortert
wurde;

G. in der Erwigung, dass die Ermordung von Daphne Caruana Galizia in Malta, von Jan Kuciak und seiner Verlobten
Martina Ku$nirova in der Slowakei und von Viktoria Marinova in Bulgarien die offentliche Meinung in Europa
schockiert und eine abschreckende Wirkung auf Journalisten in der EU hat;

H. in der Erwidgung, dass die Ermittlungen zu diesen Morden bisher zur Identifizierung mehrerer Verdichtiger, nicht aber
zu Ergebnissen dazu gefithrt haben, wer hinter diesen Morden steht, obwohl dies die wichtigste zu klarende Frage ist;
in der Erwagung, dass in Malta drei Personen angeklagt wurden und die polizeilichen und gerichtlichen Ermittlungen
in diesem Mordfall immer noch andauern;

. in der Erwdgung, dass die Gruppe zur Beobachtung der Einhaltung des Rechtsstaatlichkeitsprinzips nicht in der Lage
war, den Stand der Ermittlungen in jeglicher Hinsicht zu iiberpriifen, da die Behorden einen legitimen Bedarf geltend
machten, Vertraulichkeit sicherzustellen, um den Fortschritt der Ermittlungen in diesen Mordfdllen nicht zu
gefihrden;

J.  in der Erwigung, dass die Gruppe zur Beobachtung der Einhaltung des Rechtsstaatlichkeitsprinzips Einblick in
zahlreiche Bereiche nehmen konnte, die im Zusammenhang mit der Rechtsstaatlichkeit in Malta und der Slowakei
Anlass zur Sorge geben, insbesondere in die Bereiche, mit denen sich Daphne Caruana Galizia und Jan Kuciak im
Rahmen ihrer Tatigkeit beschaftigt haben;

K. in der Erwidgung, dass die Gruppe zur Beobachtung der Einhaltung des Rechtsstaatlichkeitsprinzips, unter anderem
durch die Angehorigen von Daphne Caruana Galizia, regelmifSig auf dem Laufenden gehalten wurde, was die
Forderung nach einer umfassenden und unabhingigen offentlichen Untersuchung ihrer Ermordung anbelangt und
insbesondere der Umstinde, die den Mord ermdglicht haben, der Reaktion der staatlichen Stellen und der
Mafnahmen, die ergriffen werden konnen, um sicherzustellen, dass es nicht zu weiteren Mordfallen kommt;

L. in der Erwigung, dass die Zusammenarbeit mit Europol bei diesen Untersuchungen von Fall zu Fall unterschiedliche
Ausmafe hat;

M.  in der Erwédgung, dass insbesondere im Fall von Malta der frithere Direktor von Europol das Maf§ an Zusammenarbeit
zwischen den maltesischen Behorden und Europol als suboptimal bewertet hatte, wobei sein Nachfolger spater angab,
dass sich die Lage verbessert habe und nun als zufriedenstellend angesehen werden konne; in der Erwdgung, dass der
Gruppe zur Beobachtung der Einhaltung des Rechtsstaatlichkeitsprinzips von Vertretern von Europol mitgeteilt
wurde, dass die Ermittlungen nach der Festnahme der drei mutmaflichen Téter nicht eingestellt wurden; in der
Erwigung, dass Experten von Europol damit betraut wurden, bestimmte Aufgaben im Rahmen der gerichtlichen
Ermittlungen wahrzunehmen;

N. in der Erwidgung, dass in Bezug auf die Beschlagnahme des Mobiltelefons der Journalistin Pavla Holcovd in der
Slowakei nach wie vor Unklarheiten iiber die Art und Weise, wie es erlangt wurde, und den Zugang von Europol zu
den aus ihm gewonnenen Daten bestehen, obwohl Europol erklirt hat, dass es die Analyse des Telefons unterstiitzen
wiirde;
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O. in der Erwidgung, dass ernsthafte Bedenken betreffend die Bekimpfung von Korruption und organisierter Kriminalitat
in der EU, einschlieSlich Maltas und der Slowakei, bestehen, und in der Erwdgung, dass dadurch das Vertrauen der
Biirger in offentliche Einrichtungen untergraben werden konnte, was zu einer gefihrlichen Verbindung zwischen
kriminellen Gruppen und offentlichen Einrichtungen fithren kénnte;

P.  inder Erwigung, dass ein grofer europdischer Zusammenschluss investigativer Journalisten die von Daphne Caruana
Galizia veroffentlichten Untersuchungen tiberpriift und umfassend verdffentlicht hat;

Q. in der Erwidgung, dass insbesondere die Bekimpfung der Geldwasche in der EU, unter anderem aufgrund von Liicken
bei der Umsetzung der Rechtsvorschriften der EU zur Bekdmpfung der Geldwische, unzureichend ist, wie sich anhand
der jiingsten Fille einer unzureichenden Durchsetzung der Rechtsvorschriften zur Bekimpfung der Geldwische zeigt,
an denen GrofSbanken in verschiedenen Mitgliedstaaten beteiligt sind;

R. in der Erwigung, dass die Europdische Bankenaufsichtsbehorde (EBA) in ihrer an die maltesische Stelle fiir
Geldwische-Verdachtsanzeigen (,Financial Intelligence Analysis Unit“ — FIAU) gerichteten Empfehlung vom Juli 2018
zu dem Schluss kam, dass es in Malta ,allgemeine und systematische Mangel bei der Bekimpfung der Geldwische®,
insbesondere im Fall der Pilatus-Bank, gebe, jedoch auch anerkannte, dass der Aktionsplan der FIAU ,ein Schritt in die
richtige Richtung® sei; in der Erwagung, dass die Kommission anschliefend festgestellt hat, dass die maltesische FIAU
gegen ihre Verpflichtungen im Rahmen der EU-Rechtsvorschriften zur Bekimpfung der Geldwische verstofen und
die Empfehlung der EBA nicht vollstindig umgesetzt hat; in der Erwiagung, dass die Kommission im November 2018
eine entsprechende Stellungnahme zu diesem Fall angenommen hat;

S.  in der Erwidgung, dass in Malta ein grofSer Bankensektor beheimatet ist, darunter einige besondere Kreditinstitute, die
nicht alle regulatorischen Standards und Anforderungen erfiillen, wie der Fall der Pilatus-Bank und der Entzug ihrer
Zulassung durch die Europdische Zentralbank (EZB) belegen;

T.  in der Erwidgung, dass der Untersuchungsbericht zum Fall ,Egrant“ nicht 6ffentlich zuganglich ist; in der Erwdgung,
dass in den verfiigbaren Schlussfolgerungen die Behauptungen nicht bestitigt werden, dass der maltesische
Premierminister und seine Ehefrau Eigentiimer des Unternehmens Egrant Inc. sind; in der Erwdgung, dass nur der
Premierminister, der Justizminister, der Stabschef des Premierministers und der Kommunikationsbeauftragte des
Premierministers Zugang zum vollstindigen ungeschwirzten Untersuchungsbericht haben;

U. in der Erwigung, dass anschlieend keine Untersuchung eingeleitet wurde, um den wirtschaftlichen Eigentiimer des
Unternehmens ,Egrant” festzustellen, der weiterhin unklar ist;

V. in der Erwigung, dass auch die Enthiillungen betreffend den wirtschaftlichen Eigentiimer des Unternehmens
,17 Black” — der nun der Geschiftsfithrer der Tumas Group sein soll, der von der maltesischen Regierung den
Auftrag fiir den Bau des Kraftwerks ,Electrogas® in Malta erhalten hat, — ein Hinweis darauf sind, dass mehr
Transparenz in Bezug auf finanzielle Interessen und Verbindungen zu Regierungsmitgliedern, wie dem Stabschef des
Premierministers und dem derzeitigen Tourismus- und ehemaligen Energieminister, erforderlich ist;

W. in der Erwigung, dass es sich bei dem Stabschef des Premierministers und dem derzeitigen Tourismusminister und
fritheren Energieminister um die einzigen amtierenden hochrangigen Regierungsbeamten in einem EU-Mitgliedstaat
handelt, die Recherchen zufolge wirtschaftliche Eigentiimer einer in den Panama-Papieren genannten juristischen
Einheit sind; in der Erwiagung, dass Letzterer vor einer Delegation des Europdischen Parlaments iiber die Nutzung
seiner Einheiten aussagte und Erklirungen abgab, die im Widerspruch zu den in den Panama-Papieren verdffentlichten
Dokumenten standen;

X.  in der Erwigung, dass durch die mangelnde Sicherheit fiir Journalisten und den sich verengenden Spielraum fiir die
Zivilgesellschaft infolge von Schikanen und Einschiichterung die Kontrolle der Exekutivgewalt untergraben wird und
das biirgerschaftliche Engagement in der Bevolkerung erlahmt;

Y.  in der Erwigung, dass Journalisten und vor allem Investigativjournalisten zunechmend mit gegen sie gerichteten sog.
taktischen Klagen gegen offentliche Beteiligung (,Strategic Lawsuits Against Public Participation® — SLAPP)
konfrontiert werden, die ausschlieflich darauf abzielen, sie an ihrer Arbeit zu hindern;

Z. in der Erwidgung, dass die Angehorigen von Daphne Caruana Galizia selbst nach ihrem Tod Hetzkampagnen
ausgesetzt sind und sich mit Verleumdungsklagen befassen miissen, die auch von Mitgliedern der maltesischen
Regierung angestrengt wurden, und dass der stellvertretende Premierminister erkldrt hat, es nicht als notwendig zu
erachten, diese Verleumdungsklagen zuriickzuziehen;
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AA. in der Erwidgung, dass Angehorige und Freunde von Daphne Caruana Galizia sowie Aktivisten der Zivilgesellschaft
sich laufend damit konfrontiert sehen, dass Erinnerungsgegenstinde in der fiir sie errichteten behelfsmafSigen
Gedenkstitte beispielsweise entfernt oder zerstort werden;

AB. in der Erwigung, dass die Venedig-Kommission bei ihrer im Rahmen ihrer 117. Plenartagung am 14./15. Dezember
2018 angenommenen Stellungnahme zu Malta (') die positive Verpflichtung der Staaten hervorhob, Journalisten zu
schiitzen, da dieser Aspekt unmittelbar mit der Rechtsstaatlichkeit in Verbindung stehe, und betonte, dass die
maltesische Regierung international verpflichtet sei, dafiir zu sorgen, dass Medien und Zivilgesellschaft eine aktive
Rolle dabei spielen konnen, Behorden zur Rechenschaft zu ziehen (3);

AC. in der Erwidgung, dass die Venedig-Kommission betonte, dass die Einrichtung des Ausschusses fiir Ernennungen im
Justizwesen (,Judicial Appointments Committee* — JAC) im Jahr 2016 ein positiver Schritt der maltesischen
Behorden gewesen sei, allerdings auch hervorhob, dass dennoch weiterhin einige Punkte im Licht des Grundsatzes der
richterlichen Unabhingigkeit Anlass zur Sorge geben, insbesondere was die Organisation der Strafverfolgungsbefug-
nisse und der Rechtsprechungsarchitektur sowie was die allgemeine Gewaltenteilung und das Gleichgewicht der
Gewalten in dem Land betrifft, das eindeutig zugunsten der Exekutive und vor allem des Premierministers ausfalle,
dem weitreichende Befugnisse zugestanden werden, einschlieflich bei verschiedenen Ernennungsverfahren, etwa
wenn es um Angehorige der Justiz geht, ohne dass damit ein solides System von Kontrolle und Gegenkontrolle
einherginge (°);

AD. in der Erwigung, dass die Venedig-Kommission erklirte, dass die derzeitige Aufteilung der Strafverfolgungsbefugnisse
zwischen Polizei und Generalstaatsanwalt in Malta ein mehrschichtiges System darstelle, das vom Aspekt der
Gewaltenteilung her problematisch sei; in der Erwigung, dass die Kommission ebenfalls feststellte, dass der
Generalstaatsanwalt, der Strafverfolgungsbefugnisse besitzt und iiberdies Rechtsberater der Regierung und Leiter der
Stelle fiir Geldwasche-Verdachtsanzeigen ist, ein sehr einflussreiches Amt innehabe, das vor dem Hintergrund des
Grundsatzes der demokratischen Kontrollmechanismen und der Gewaltenteilung problematisch sei (%);

AE. in der Erwidgung, dass die Delegation der Venedig-Kommission anmerkte, dass eine kiinftige Trennung der Aufgaben
des Generalstaatsanwalts nunmehr, nachdem der Bericht der Kommission iiber eine ganzheitliche Reform des
Justizwesens im Jahr 2013 vorgelegt wurde, in Malta auf eine breite Akzeptanz stofSe (°); in der Erwigung, dass die
maltesische Regierung nun die Einleitung des Gesetzgebungsverfahrens angekiindigt hat, mit der diese Trennung
eingefiihrt wird;

AF. in der Erwigung, dass die Venedig-Kommission erklarte, dass auch Richter — iiber die staatsanwaltlichen Aufgaben
des Generalstaatsanwalts und der Polizei hinaus — die Moglichkeit haben, Untersuchungen einzuleiten, dass es
allerdings dem Anschein nach keine Koordinierung zwischen den Untersuchungen und den polizeilichen
Ermittlungen gebe (%);

AG. in der Erwigung, dass die Venedig-Kommission dariiber hinaus betonte, dass der Stindige Ausschuss gegen
Korruption Mingel beziiglich seiner Zusammensetzung aufweise, da die Ernennungen der Mitglieder vom
Premierminister abhingig seien, selbst wenn dieser hierfir die Opposition konsultieren miisse, sowie beziiglich der
Empfinger der Ausschussberichte, insbesondere des Justizministers, der keine Untersuchungsbefugnisse besitze, was
in der Folge dazu gefihrt habe, dass die Berichte in nur sehr wenigen Fillen konkrete Ermittlungen und
Strafverfolgungen nach sich gezogen hitten ();

AH. in der Erwdgung, dass die Venedig-Kommission zu dem Schluss gelangt ist, dass dem Verfahren zur Ernennung des
Polizeiprasidenten ein offentliches Auswahlverfahren zugrunde liegen sollte; in der Erwigung, dass der
Polizeiprisident in der Bevolkerung als politisch neutral wahrgenommen werden sollte (¥);

Al in der Erwidgung, dass Malta unter Aufsicht seines Prasidenten ein Prozess eingeleitet hat, um Verfassungsreformen
auszuloten, an dem unterschiedliche politische Krifte und die Zivilgesellschaft beteiligt sind, wobei fiir die Umsetzung
der meisten Reformen eine Zweidrittelmehrheit im Parlament erforderlich sein wird;

(") Malta — Stellungnahme zu verfassungsrechtlichen Bestimmungen und der Gewaltenteilung, angenommen von der Venedig-Kom-
mission auf ihrer 117. Plenartagung (Venedig, 14./15. Dezember 2018)

Stellungnahme der Venedig-Kommission, Ziffer 142.
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AJ. in der Erwagung, dass die Beobachtung der sich verschlechternden Lage in Bezug auf die Rechtsstaatlichkeit in den
Mitgliedstaaten durch das Europidische Parlament ein entscheidender Bestandteil der europdischen Demokratie
ausmacht und dass das Parlament aufgrund des Formats der Gruppe zur Beobachtung der Einhaltung des
Rechtsstaatlichkeitsprinzips in die Lage versetzt wird, die Gegebenheiten sorgfiltig zu verfolgen und mit den Behorden
der Mitgliedstaaten und der Zivilgesellschaft in Verbindung zu treten;

AK. in der Erwigung, dass die Kommission, obgleich die EntschlieSungen des Europaischen Parlaments (') weithin
unterstiitzt werden, noch immer keinen Vorschlag fiir einen umfassenden und unabhingigen Mechanismus vorgelegt
hat, um die Lage in Bezug auf die Demokratie, die Rechtsstaatlichkeit und die Grundrechte in allen Mitgliedstaaten auf
jahrlicher Basis zu beobachten;

AL. in der Erwigung, dass der Einsatz von ,Staatsbiirgerschaftsregelungen und Aufenthaltsregelungen fiir Investoren®
durch die EU-Mitgliedstaaten ein ernsthaftes Risiko fiir die Bekimpfung der Geldwische darstellt, das gegenseitige
Vertrauen und die Integritit des Schengen-Raums untergribt, die Aufnahme von Drittstaatsangehorigen allein auf der
Grundlage von angehduftem Reichtum anstatt auf der Grundlage von niitzlichem Wissen, niitzlichen Kompetenzen
oder aus humanitiren Erwdgungen ermoglicht und zum konkreten Verkauf der Unionsbiirgerschaft fithrt; in der
Erwigung, dass die Kommission ausdriicklich erklart hat, die maltesischen Staatsbiirgerschaftsregelungen und
Aufenthaltsregelungen fiir Investoren nicht linger zu unterstiitzen;

AM. in der Erwigung, dass die Kommission einen Bericht iiber die Staatsbiirgerschaftsregelungen und Aufenthalts-
regelungen fiir Investoren veréffentlicht hat, in dem die bestehenden Verfahren dargestellt und bestimmte Risiken
ermittelt werden, die von solchen Regelungen fur die EU ausgehen, insbesondere im Zusammenhang mit Sicherheit,
Geldwische, Steuerhinterziehung und Korruption;

AN. in der Erwidgung, dass die maltesische Regierung mit dem Privatunternehmen Henley & Partners eine vertrauliche
Vereinbarung abgeschlossen hat, um die maltesischen ,Staatsbiirgerschaftsregelungen und Aufenthaltsregelungen fiir
Investoren“ umzusetzen, sodass es unmoglich wird zu tiberpriifen, ob die vereinbarten Verfahren, Verkaufsmengen
und anderweitigen Bedingungen mit dem maltesischen Recht, dem EU-Recht und dem internationalen Recht sowie
mit sicherheitspolitischen Erwdgungen im Einklang stehen;

AO. in der Erwdgung, dass die Anwendung der Voraussetzung der Gebietsansissigkeit, die fiir Personen gelten, die die
maltesischen Staatsbiirgerschaftsregelungen und Aufenthaltsregelungen fiir Investoren beantragen, nicht im Einklang
mit den Voraussetzungen fiir solche Regelungen steht, die mit der Kommission im Jahr 2014 vereinbart wurden; in
der Erwigung, dass die Kommission keine wirksamen Maffnahmen ergriffen hat, um gegen diese mangelnde
Einhaltung der Voraussetzung der Gebietsansissigkeit vorzugehen;

AP. in der Erwigung, dass die Anschuldigungen im Zusammenhang mit dem Verkauf von Visa fiir die medizinische
Behandlung und von Schengenvisa vonseiten maltesischer Behorden in Libyen und Algerien noch nicht
vollumfinglich untersucht wurden (3;

AQ. in der Erwigung, dass Journalisten in der Slowakei bei einem Besuch der ROLMG-Delegation angegeben haben, in
einem Umfeld titig zu sein, in dem vollstindige Unabhingigkeit und Sicherheit nicht immer gewéhrleistet werden
konnen; in der Erwagung, dass es beim offentlich-rechtlichen Rundfunk- und Fernsehsender der Slowakei (RTVYS) Fille
gab, in denen eine politische Einmischung in die Arbeit der Journalisten wahrgenommen wurde, etwa im Rahmen der
Herausgabe von Leitlinien fiirr Kurzmeldungen;

AR. in der Erwidgung, dass das nationale Gesetz iiber die Presse in der Slowakei derzeit tiberarbeitet wird, wodurch sich
eine Gelegenheit bietet, die Medienfreiheit und die Sicherheit der Journalisten zu stirken; in der Erwidgung, dass mit
dem vorliegenden Legislativvorschlag eine Einschrankung der Freiheit der Medien droht;

AS. in der Erwigung, dass es Berichte {iber Korruption und Betrug in der Slowakei gibt, darunter im Zusammenhang mit
landwirtschaftlichen Fonds der EU unter Beteiligung der Landwirtschaftlichen Zahlstelle, die einer eingehenden und
unabhingigen Untersuchung bediirften, wobei einige Fille tatsichlich vom OLAF untersucht werden und der
Haushaltskontrollausschuss des Parlaments im Dezember 2018 diesbeziiglich eine Informationsreise in die Slowakei
unternommen hat; in der Erwigung, dass die Slowakei die hochsten Aufdeckungsquoten bei Unregelmifigkeiten und
Betrug unter allen EU-Mitgliedstaaten verzeichnet (°);

(") Entschliefung vom 25. Oktober 2016 mit Empfehlungen an die Kommission zur Einrichtung eines EU-Mechanismus fur
Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und die Grundrechte (ABL. C 215 vom 19.6.2018, S. 162). Entschliefung vom 14. November 2018
zu der Notwendigkeit eines umfassenden EU-Mechanismus zum Schutz der Demokratie, der Rechtsstaatlichkeit und der
Grundrechte, Angenommene Texte, P8_TA(2018)0456.

( http://nao.gov.mt/[loadfile/77c82f0e-89b3-44b4-85d4-e48ecfd251b0

C) https:/[www.eca.europa.eu/Lists/ ECADocuments/SR19_01/SR_FRAUD_RISKS_DE.pdf

==
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AT. in der Erwigung, dass die Mitglieder der ROLMG-Delegation Bedenken in Bezug auf die Unparteilichkeit der
Rechtsdurchsetzung und die Unabhingigkeit der Justiz in der Slowakei haben, insbesondere im Zusammenhang mit
der Politisierung und der mangelnden Transparenz bei Auswahl- und Ernennungsverfahren, etwa fiir das Amt des
Polizeiprisidenten;

AU. in der Erwigung, dass der Ministerprasident der Slowakei und weitere hochrangige Mitglieder der Regierung sowie der
stellvertretende Generalstaatsanwalt und der Polizeiprasident nach der Ermordung von Jin Kuciak zuriickgetreten
sind;

AV. in der Erwidgung, dass das Gesetzgebungsverfahren zur Reform der Auswahl der Richter am Verfassungsgericht in der
Slowakei nicht abgeschlossen wurde, sodass das anstehende Auswahlverfahren zur Ersetzung der neun aus dem
Gericht ausscheidenden Richter im Rahmen der bestehenden Verfahren durchgefiihrt wird; in der Erwidgung, dass
dieses Auswahlverfahren derzeit im slowakischen Parlament blockiert wird;

AW. in der Erwigung, dass die Mitglieder der ROLMG-Delegation im Verlauf ihrer Mission von dem Engagement zur
Aufrechterhaltung der Rechtsstaatlichkeitsnormen Kenntnis genommen haben, das unterschiedliche Mitarbeiter der
slowakischen Behorden und Akteure der Zivilgesellschaft an den Tag gelegt haben;

AX. in der Erwidgung, dass in der weltweiten Rangliste der Pressefreiheit 2018 von Reporter ohne Grenzen die Slowakei
auf Rang 27 gefithrt wird (im Jahr 2017 lag das Land hingegen noch auf Rang 17) und Malta von Rang 47 auf
Rang 65 zuriickgefallen ist, wobei Bulgarien mit Rang 111 der am schlechtesten eingestufte EU-Mitgliedstaat ist (2017
lag das Land noch auf Rang 109);

AY. in der Erwigung, dass im jihrlichen Korruptionswahrnehmungsindex von Transparency International Malta auf
Rang 51 gefithrt wird (und von Rang 46 im Jahr 2017 zuriickgefallen ist), die Slowakei auf Rang 57 gefiihrt wird (und
sich gegeniiber Rang 54 im Jahr 2017 verschlechterte) und Bulgarien Rang 77 einnimmt (2017 war es noch Rang 71);
in der Erwigung, dass alle drei Linder deutlich unter dem EU-Durchschnitt liegen (');

Allgemeine Anmerkungen

1. verurteilt nachdriicklich, dass Regierungen von immer mehr Mitgliedstaaten kontinuierlich Anstrengungen an der Tag
legen, um die Rechtsstaatlichkeit, die Gewaltenteilung und die Unabhingigkeit der Justiz zu schwichen; ist besorgt dariiber,
dass es trotz der Tatsache, dass die meisten Mitgliedstaaten Rechtsvorschriften zur Sicherstellung der Unabhingigkeit und
Unparteilichkeit der Justiz erlassen haben, die den Standards des Europarats entsprechen, nach wie vor Probleme beziiglich
der Anwendung dieser Standards gibt;

2. weist darauf hin, dass die Rechtsstaatlichkeit Teil des Schutzes aller in Artikel 2 EUV genannten Werte und
Voraussetzung fiir diesen Schutz ist; fordert alle einschldgigen Akteure auf EU-Ebene und auf nationaler Ebene, darunter die
Regierungen, die Parlamente und die Justiz, auf, groere Anstrengungen zur Aufrechterhaltung und Stirkung der
Rechtsstaatlichkeit zu unternehmen;

3. nimmt mit grofer Sorge zur Kenntnis, dass die Bedrohungen gegeniiber Journalisten und der Medienfreiheit
zunehmen, dass der Beruf offentlich immer stirker verunglimpft wird und allgemein an Ansehen verliert, dass sich die
wirtschaftliche Konzentration in der Branche verstirkt und Desinformation immer haufiger vorkommt; weist darauf hin,
dass eine starke Demokratie auf der Grundlage der Rechtsstaatlichkeit nur funktionieren kann, wenn es eine ausgeprigte
und unabhingige vierte Gewalt gibt;

4. fordert den Rat mit Nachdruck auf, simtliche Vorschlige der Kommission und des Parlaments in Bezug auf
Vertragsverletzungsverfahren und Verfahren nach Artikel 7 EUV zu priifen und weiterzuverfolgen, insbesondere indem
ziigige Mafinahmen auf der Grundlage des begriindeten Vorschlags der Kommission vom 20. Dezember 2017 zu Polen
ergriffen werden und indem die Lage in Ungarn als vorrangige Angelegenheit auf die Tagesordnung des Rates gesetzt wird,
indem das Parlament umgehend und umfassend in allen Phasen des Verfahrens informiert wird und indem es aufgefordert
wird, seinen begriindeten Vorschlag zu Ungarn dem Rat vorzustellen;

Untersuchungen und Rechtsdurchsetzung

5. fordert die Regierung Maltas auf, unverziiglich eine umfassende und unabhingige offentliche Untersuchung der
Ermordung von Daphne Caruana Galizia einzuleiten, insbesondere der Umstinde, die den Mord ermoglicht haben, der
Reaktion der staatlichen Stellen und der Mafnahmen, die ergriffen werden konnen, um sicherzustellen, dass sich so etwas
nicht wiederholt;

(") https:/|www.transparency.org/cpi2018
https:/[www.transparency.org/news|feature/corruption_perceptions_index_2017
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6.  fordert die maltesische Regierung nachdriicklich auf, 6ffentlich und unmissverstindlich jede Art von Hetze und
Verunglimpfung des Andenkens an die verstorbene Daphne Caruana Galizia zu verurteilen; fordert nachdriicklich
entschiedene Mafinahmen gegen alle Amtstrager, die Hass schiiren;

7. halt es fur dufSerst wichtig, zusammen mit der Zivilgesellschaft und der Familie von Daphne Caruana Galizia eine
Losung fur die Gedenkstitte in Valletta zu threm Ehren zu finden, damit ungehindert an die ermordete Journalistin erinnert
werden kann;

8.  fordert die zustindigen staatlichen Stellen Maltas auf, den Bericht tiber die gerichtliche Untersuchung des Falles
,Egrant” vollstindig und ungeschwirzt zu veroffentlichen;

9.  fordert die Regierungen Maltas und der Slowakei nachdriicklich auf, dafiir zu sorgen, dass alle Hinweise auf Straftaten
unverziiglich und umfassend von den Strafverfolgungsbehorden untersucht werden, auch wenn diese Hinweise von
Hinweisgebern und Journalisten aufgedeckt werden, insbesondere in den Fillen von mutmafllicher Korruption,
Finanzkriminalitdt, Geldwasche, Betrug und Steuerhinterziehung, iiber die Daphne Caruana Galizia bzw. Jan Kuciak
berichtet haben;

10.  fordert die EU-Organe und die Mitgliedstaaten auf, eine unabhingige internationale 6ffentliche Untersuchung der
Ermordung von Daphne Caruana Galizia und der von ihr gemeldeten mutmaflichen Fille von Korruption,
Finanzkriminalitdt, Geldwische, Betrug und Steuerhinterziehung einzuleiten, in die hochrangige derzeitige und ehemalige
Beamte Maltas verwickelt sind;

11.  bedauert, dass nicht alle Mitglieder der maltesischen Regierung, darunter der Tourismusminister und ehemalige
Energieminister, fur ein Treffen mit der Delegation der Gruppe zur Beobachtung der Einhaltung des Rechtsstaatlichkeits-
prinzips (ROLMG) zur Verfiigung standen, und dass es auch nicht méglich war, mit Vertretern von Nexia BT, wie dem
geschiftsfithrenden Gesellschafter des Unternehmens, zusammenzutreffen;

12.  stellt mit Besorgnis fest, dass sich die staatlichen Stellen Maltas bislang nicht mit einem Rechtshilfeersuchen an das
deutsche Bundeskriminalamt gewandt haben, um Zugang zu den auf den Laptops und Festplatten von Daphne Caruana
Galizia gespeicherten Daten zu erhalten, nachdem diese von ihrer Familie den deutschen Behorden iibergeben worden
warern;

13.  begriilt die von den slowakischen Behorden gegen den mutmaflichen Anstifter des Mordes an Jan Kuciak und
Martina Kusnirovd und gegen die mutmaflichen Téter erhobenen Anklagen; fordert die Strafverfolgungsbehérden auf, die
Ermittlungen auf nationaler und internationaler Ebene mit allen verfiigbaren Mitteln fortzusetzen und zwar auch durch die
Verlingerung der Vereinbarung iiber die Bildung einer gemeinsamen Ermittlungsgruppe iiber den April 2019 hinaus;
fordert die Strafverfolgungsbehorden ferner auf, dafiir Sorge zu tragen, dass alle Aspekte des Falles einschlieBlich moglicher
Verwicklungen der Politik in die Verbrechen vollstindig untersucht werden;

14.  stellt fest, dass bei den Ermittlungen im Mordfall Jan Kuciak und Martina Kusnirovd andere kriminelle Handlungen
aufgedeckt wurden, darunter ein mutmafliches Mordkomplott gegen die Staatsanwilte Peter Sufliarsky und Maros Zilinka
sowie gegen den Rechtsanwalt Daniel Lipsic; stellt fest, dass der Generalstaatsanwalt und der Sonderstaatsanwalt gemeinsam
beschlossen haben, die weiteren Ermittlungen von der Polizeiinspektion des Innenministeriums durchfithren zu lassen, da
Polizeibeamte moglicherweise daran beteiligt waren, Polizeidatenbanken nach Angaben iiber die Betroffenen zu
durchsuchen, und dass der Generalstaatsanwalt und der Sonderstaatsanwalt die weitere Entwicklung in dem Fall
tiberwachen werden;

15.  begriift die Griindung der Jan-Kuciak-Investigationsstelle, des Daphne-Projekts, das Ende 2018 von mehreren
Journalisten gegriindet wurde, und des Daphne-Projekts von ,Forbidden Stories“, das im Mirz 2018 von 18 Arbeits-
gemeinschaften investigativer Journalisten gegriindet wurde, mit dem Ziel, die Arbeit von Daphne Caruana Galizia dort
fortzusetzen, bis wohin sie gekommen war; stellt fest, dass die erste Veroffentlichung des Daphne-Projekts sechs Monate
nach seiner Griindung neue Enthiillungen enthalt;

16.  fordert die Kommission und das Europdische Amt fiir Betrugsbekdampfung (OLAF) auf, eingehende Untersuchungen
in allen Fillen durchzufihren, die den Ad-hoc-Delegationen des Europdischen Parlaments im Jahr 2018 zur Kenntnis
gebracht wurden, nidmlich Vorwiirfe wegen Korruption und Betrug, auch in Zusammenhang mit EU-Mitteln fir die
Landwirtschaft und maéglichen falschen Anreizen fiir Landnahme;

17.  fordert die maltesische Regierung auf, eine Untersuchung der Enthiillungen aus den Panama-Papieren und der
Verbindungen zwischen dem in Dubai ansissigen Unternehmen , 17 Black“ und dem Tourismusminister und ehemaligen
Energieminister sowie dem Kabinettschef des Premierministers einzuleiten;
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18.  fordert die maltesische und die slowakische Regierung sowie alle EU-Mitgliedstaaten und ihre Strafverfolgungs-
behorden auf, den Kampf gegen das organisierte Verbrechen und die Korruption zu verstirken, damit das Vertrauen der
Offentlichkeit in ihre Institutionen wiederhergestellt wird;

19.  nimmt die Annahme des Nachtrags zum Zweiten Bericht tiber die Einhaltung der Regeln durch die Slowakei von
GRECO hinsichtlich der Korruptionspravention bei Parlamentsabgeordneten, Richtern und Staatsanwilten am 22. Mirz
2019 zur Kenntnis; fordert die Regierung der Slowakei auf, alle Empfehlungen vollstindig umzusetzen;

20. nimmt die Annahme des Berichts von GRECO iiber die fiinfte Runde der Bewertung von Malta am 23. Mirz 2019
zur Kenntnis; fordert die Regierung von Malta auf, die Veroffentlichung dieses Berichts so bald wie moglich zu genehmigen
und alle Empfehlungen vollstindig umzusetzen;

21. st zutiefst besorgt iiber die mogliche Rolle der slowakischen Regierung bei der Entfithrung eines vietnamesischen
Biirgers aus Deutschland und fordert einen umfassenden Untersuchungsbericht in fortlaufender Zusammenarbeit mit den
deutschen Behorden, unter anderem tiber die mutmaRliche Beteiligung des ehemaligen Innenministers daran;

22, ist besorgt iiber Vorwiirfe wegen Korruption, Interessenkonflikten, Straflosigkeit und ,Drehtiireffekten” in den
Machtzirkeln der Slowakei; ist erstaunt iiber die Tatsache, dass ein ehemaliger hoher Polizeibeamter der fiir organisierte
Kriminalitdt zustindigen nationalen Strafrechtsbehorde NAKA und der ehemalige Polizeichef nach ihrem Riicktritt zu
Beratern des Innenministers, unter anderem in der Tschechischen Republik, ernannt wurden; stellt fest, dass der ehemalige
Polizeichef nun als Berater des Innenministers zuriickgetreten ist, nachdem Presseberichte iiber eine Abfrage zu Jan Kuciak
vor dessen Ermordung in einer Polizeidatenbank erschienen sind, die angeblich von dem ehemaligen Polizeichef angeordnet
wurde;

23.  begriiflt das Engagement der slowakischen und maltesischen Biirger und der zivilgesellschaftlichen Organisationen
im Kampf fir Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und Grundrechte; fordert die Regierungen der Slowakei und Maltas
nachdriicklich auf, dieses biirgerschaftliche Engagement uneingeschrankt zu unterstiitzen und es nicht zu behindern;

24, fordert die Regierungen Maltas, der Slowakei und Bulgariens auf, weiterhin eine vollstindige Zusammenarbeit mit
Europol zu ermdglichen, und zwar auch durch eine umfassende Einbeziehung der Agentur und einen proaktiven
uneingeschrankten Zugang zu den mit den Untersuchungen zusammenhingenden Akten;

25.  fordert die Kommission auf, klare Leitlinien fiir die Modalitdten und den Rechtsrahmen beim Austausch von Daten
und Beweismitteln zwischen den Strafverfolgungsbehorden der Mitgliedstaaten und zwischen ihnen und den EU-Agenturen,
unter anderem mittels der Europdischen Ermittlungsanordnung, bereitzustellen;

26.  stellt fest, dass die derzeitigen Haushalts- und Personalressourcen und Mandate von Europol und Eurojust nicht
ausreichen, damit diese Agenturen bei der Durchfithrung von Untersuchungen, wie beispielsweise in den Mordfillen
Caruana Galizia sowie Jan Kuciak und Martina Ku$nirovd, einen umfassenden und proaktiven Mehrwert fiir die Européische
Union bieten konnen; fordert, dass Europol und Eurojust zusatzliche Mittel fiir Untersuchungen dieser Art in naher Zukunft
bereitgestellt werden;

27.  betont, dass die Strafverfolgungs- und Justizbehorden der Mitgliedstaaten zu einem EU-System der Kooperation
gehoren; ist der Auffassung, dass die Organe, Einrichtungen und sonstigen Stellen der Europiischen Union daher proaktiv
tatig werden sollten, um Miangel bei den nationalen Behorden zu beheben, und ist besorgt dariiber, dass solche Malnahmen
der Organe, Einrichtungen und sonstigen Stellen der Europiischen Union jedes Mal erst dann eingeleitet werden, wenn
entsprechende Informationen von Journalisten und Hinweisgebern verdffentlicht werden;

28.  fordert die Kommission und den Rat auf, die Haushaltsmittel von Europol entsprechend den bei den Verhandlungen
tiber den nichsten mehrjdhrigen Finanzrahmen (MFR) 2021-2027 ermittelten operativen und strategischen Erfordernissen
aufzustocken und das Mandat von Europol zu optimieren, damit die Agentur proaktiver an Ermittlungen gegen die grofSten
Gruppen der organisierten Kriminalitit in Mitgliedstaaten mitwirken kann, in denen ernsthafte Zweifel an der
Unabhingigkeit und Qualitit derartiger Ermittlungen bestehen, z. B. durch die Option, in solchen Fillen proaktiv die
Einrichtung gemeinsamer Ermittlungsgruppen einzuleiten;

29.  fordert Eurojust und die kiinftige Europdische Staatsanwaltschaft (EUStA) auf, bei die finanziellen Interessen der
Europiischen Union betreffenden Ermittlungen fiir eine reibungslose Zusammenarbeit zu sorgen, und zwar insbesondere
mit EU-Mitgliedstaaten, die der EUStA nicht beigetreten sind; fordert zu diesem Zweck die Mitgliedstaaten und die
EU-Organe auf, die rasche Einrichtung der EUStA zu beférdern, und ist der Auffassung, dass alle Mitgliedstaaten, die noch
nicht ihre Absicht bekundet haben, der EUStA beizutreten, dies tun sollten;
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30.  fordert die Kommission auf, die Entschliefungen des Parlaments weiterzuverfolgen, in denen die EU-weite Erfassung
bewdhrter Verfahren im Hinblick auf Ermittlungsmethoden gefordert wurde, um die Entwicklung gemeinsamer
Ermittlungspraktiken in der EU voranzutreiben ();

Verfassungsrechtliche Herausforderungen in Malta und der Slowakei

31.  begriifdt die Erkldrungen der Regierung von Malta zur Umsetzung der im jiingsten Bericht der Venedig-Kommission
enthaltenen Empfehlungen;

32.  begriiflt die Einsetzung einer Arbeitsgruppe, in der Mitglieder der Regierung und der Opposition an Beratungen {iber
eine mogliche Verfassungsreform beteiligt sind;

33.  begriiflt die jiingste Ankiindigung der Regierung von Malta, Gesetzgebungsverfahren eingeleitet zu haben, mit denen
eine Reihe der Empfehlungen der Venedig-Kommission umgesetzt werden soll; fordert die Regierung und das Parlament
von Malta auf, alle Empfehlungen der Venedig-Kommission ausnahmslos und gegebenenfalls auch riickwirkend
umzusetzen, damit sichergestellt wird, dass frithere und aktuelle Beschliisse, Standpunkte und Strukturen mit diesen
Empfehlungen in Einklang gebracht werden, und zwar insbesondere mit dem Ziel,

— die Unabhingigkeit, die Aufsichtsbefugnisse und die Fahigkeiten der Mitglieder des maltesischen Reprasentantenhauses,
insbesondere durch eine Verschirfung der Unvereinbarkeitsbestimmungen und durch ein angemessenes Gehalt und eine
unparteiische Unterstiitzung, zu starken;

— offene Stellen fiir Richterposten offentlich bekanntzugeben (Ziffer 44);

— die Zusammensetzung des Ausschusses fur Ernennungen im Justizwesen dahingehend zu dndern, dass mindestens die
Hilfte seiner Mitglieder von ihren Amtskollegen gewihlte Richter sind, und dem Ausschuss die Befugnis zu erteilen,
Kandidaten nach ihrer Leistung zu bewerten und diese Kandidaten dem Prdsidenten direkt zur Ernennung
vorzuschlagen, auch im Falle der Ernennung des Obersten Richters (Ziffer 44);

— der Kommission fiir die Rechtspflege die Befugnis zur Absetzung von Richtern zu erteilen und ein Berufungsverfahren
vor Gericht gegen die von dieser Kommission erlassenen Disziplinarmafnahmen vorzusehen (Ziffer 53);

— ecine unabhingige Leitung der Staatsanwaltschaft einzurichten, die fiir alle staatsanwaltschaftlichen Tatigkeiten zustindig
ist und die derzeitigen staatsanwaltlichen Aufgaben des Generalstaatsanwalts sowie die staatsanwaltlichen Aufgaben der
Polizei und der gerichtlichen Untersuchungen tibernimmt, wie von der Venedig-Kommission empfohlen (Ziffern 61-73);
fordert die maltesische Regierung auf, diese Leitung der Staatsanwaltschaft, die moglicherweise neu eingerichtet wird,
einer gerichtlichen Uberpriifung zu unterziehen, insbesondere bei Entscheidungen, keine Strafverfolgungsmafnahmen
in die Wege zu leiten (Ziffern 68 und 73);

— den Standigen Ausschuss gegen Korruption zu reformieren, und zwar durch ein Ernennungsverfahren, das von der
Exekutive und insbesondere vom Premierminister weniger abhingig ist, und dadurch, dass die Berichte dieses
Ausschusses tatsichlich zu Strafverfolgungsmafinahmen fiihren; auch die Moglichkeit in Betracht zu ziehen, dass der
Standige Ausschuss gegen Korruption direkt einer neu eingerichteten Leitung der Staatsanwaltschaft Bericht erstattet
(Ziffer 72);

— eine Verfassungsreform einzuleiten, um sicherzustellen, dass Urteile des Verfassungsgerichts zur Authebung von fiir
verfassungswidrig befundenen Bestimmungen fithren, ohne dass das Parlament eingreifen muss (Ziffer 79);

— die Praxis der Teilzeitbeschiftigung von Abgeordneten abzuschaffen, das Gehalt von Abgeordneten zu erhohen, die
Ernennung von Abgeordneten auf amtlich zugelassene Stellen zu beschrinken, den Abgeordneten ausreichend
unterstiitzendes Personal und unabhingiges Wissen und Beratung zur Verfiigung zu stellen und von der ausgiebigen
Verwendung der Sekundargesetzgebung abzusehen (Ziffer 94);

— sicherzustellen, dass die Behorden den Auskunftsersuchen des Biirgerbeauftragten in vollem Umfang nachkommen, dass
die Berichte des Biirgerbeauftragten im Parlament erortert werden, dass das Amt des Biirgerbeauftragten auf
Verfassungsebene geregelt ist und dass das Gesetz iiber die Informationsfreiheit aktualisiert wird (Ziffern 100-101);

(") https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML[?uri=CELEX:520111P04 59 &from=EN;
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML [?uri=CELEX:5201 61P0403 &from=EN
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— den Prozess der Ernennung von Staatssekretdren neu zu gestalten, und zwar im Sinne einer Auswahl nach Leistung
durch eine unabhidngige Kommission fiir den oOffentlichen Dienst und nicht durch den Premierminister
(Ziffern 119-120);

— die Praxis der ,Vertrauensposten oder Vertrauenspersonen® erheblich einzuschrinken und klare rechtliche Regelungen
einzufithren sowie eine Verfassungsinderung vorzunehmen, die die Grundlage und den Rahmen fiir die Regulierung
dieser Praxis bilden (Ziffer 129);

— das Ernennungsverfahren fiir den Polizeichef zu dndern, und zwar durch die Einfithrung eines auf Leistung beruhenden
offentlichen Auswahlverfahrens (Ziffer 134);

34.  stellt fest, dass ein Auswahl- und Ernennungsverfahren fiir Verfassungsrichter in der Slowakei im Gange ist, da die
Amtszeit von neun der 13 Richter im Februar endet; betont, dass die Rechtsvorschriften fiir dieses Auswahl- und
Ernennungsverfahren sowie die Qualifikationen und Anforderungen gemif den Schlussfolgerungen der Venedig-Kommis-
sion zu diesem Thema (!) den hochstmoglichen Standards in Bezug auf Transparenz, Kontrolle und Rechenschaftspflicht
entsprechen miissen; ist besorgt dariiber, dass es derzeit im slowakischen Parlament keine Fortschritte bei diesem
Auswahlverfahren gibt;

35.  fordert die transparente, eindeutige und objektive Anwendung der Regeln und Verfahren fiir die Auswahl des neuen
slowakischen Polizeiprisidenten im Jahr 2019, mit denen die Unabhingigkeit und Neutralitit des Amtes gewahrleistet wird;
stellt fest, dass das Auswahlverfahren bereits im Gange ist und dass die Bewerber in Kiirze vom zustidndigen Ausschuss des
slowakischen Parlaments angehort werden; fordert, dass diese Anhérungen offentlich sind;

Staatsbiirgerschafts- und Aufenthaltsregelungen und Visa fiir Investoren

36.  fordert die Regierung Maltas auf, ihre Staatsbiirgerschafts- und Aufenthaltsregelungen fiir Investoren abzuschaffen
und eine unabhingige und internationale Untersuchung der Auswirkungen dieser Verkaufspraxis auf die Durch-
setzungsfihigkeit Maltas bei der Bekimpfung der Geldwische, auf andere grenziiberschreitende Verbrechen und auf die
Integritit des Schengen-Raums einzuleiten;

37.  fordert die Regierung Maltas auf, jihrlich eine separate Liste aller Personen zu verdffentlichen, die die maltesische
und EU-Staatsbiirgerschaft kduflich erworben haben, und sicherzustellen, dass diese Kdufer nicht zusammen mit den
Personen, die ihre maltesische Staatsbiirgerschaft auf andere Weise erworben haben, aufgefithrt werden; fordert die
maltesische Regierung auf, dafiir zu sorgen, dass alle diese neuen Biirger vor dem Kauf tatsdchlich ein ganzes Jahr in Malta
gewohnt haben, wie mit der Kommission vor Beginn des Programms vereinbart wurde; fordert die Kommission auf, alles in
ihrer Macht Stehende zu tun, um sicherzustellen, dass die urspriingliche Vereinbarung in dieser Angelegenheit fortan
eingehalten wird;

38.  begriifdt die Tatsache, dass die Kommission im Februar 2019 auf Ersuchen um eine Klarstellung klar und deutlich
erklirt hat, dass sie die maltesischen Staatsbiirgerschafts- und Aufenthaltsregelungen fur Investoren in keiner Weise
unterstiitzt;

39.  fordert die maltesische Regierung auf, ihren Vertrag mit Henley & Partners, dem Privatunternehmen, das derzeit die
maltesischen Staatsbiirgerschafts- und Aufenthaltsregelungen fur Investoren umsetzt, vollstindig offenzulegen und zu
kiindigen, ohne dass dies Auswirkungen auf die Staatsfinanzen im Falle einer Kiindigung oder Aussetzung des Vertrags hat;

40.  fordert die Kommission auf, zu priifen, ob die bestehenden Vertrage zwischen den Behorden der Mitgliedstaaten und
privaten Unternehmen iiber die Durchfithrung und Auslagerung von Staatsbiirgerschafts- und Aufenthaltsregelungen fiir
Investoren mit dem EU-Recht und dem Volkerrecht sowie mit Sicherheitserwadgungen vereinbar sind;

41.  begruflt die Veroffentlichung des Berichts der Kommission iiber ,Staatsbiirgerschafts- und Aufenthaltsregelungen fuir
Investoren®, bemangelt jedoch fehlende Angaben in diesem Bericht; fordert die Kommission auf, den Umfang und die
Auswirkungen von unterschiedlichen Staatsbiirgerschafts- und Aufenthaltsregelungen fiir Investoren in der EU weiterhin zu
iiberwachen, und zwar mit einem besonderen Augenmerk auf Sorgfaltspriifungen, den Profilen und Aktivititen der
Begiinstigten, den potenziellen Auswirkungen auf grenziiberschreitende Verbrechen und die Integritat des Schengen-Raums;
fordert die Mitgliedstaaten auf, alle bestehenden Staatsbiirgerschafts- und Aufenthaltsregelungen fiir Investoren so schnell
wie moglich auslaufen zu lassen; fordert die Kommission auf, sich einstweilen mit den Staatsbiirgerschafts- und
Aufenthaltsregelungen fiir Investoren ausdriicklich im Rahmen des Schengen-Evaluierungsmechanismus zu beschiftigen
und einen Legislativvorschlag vorzulegen, der klare Grenzen fur Staatsbiirgerschafts- und Aufenthaltsregelungen fir
Investoren setzt;

(") https:/[www.venice.coe.int/webforms/documents/default.aspx?pdf=CDL-AD(2017)001-e&lang=DE
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42.  ersucht die Kommission, auf der Grundlage ihres Berichts iiber Staatsbiirgerschafts- und Aufenthaltsregelungen fuir
Investoren in mehreren EU-Mitgliedstaaten besonders die Auswirkungen der von der maltesischen Regierung eingefithrten
Staatsbiirgerschafts- und Aufenthaltsregelungen fir Investoren auf die Integritdt des Schengen-Raums zu untersuchen;

43.  fordert Europol und die Europdische Agentur fiir die Grenz- und Kiistenwache auf, eine gemeinsame Bewertung der
Bedrohungslage hinsichtlich der Folgen der von EU-Mitgliedstaaten eingefithrten Staatsbiirgerschafts- und Aufenthalts-
regelungen fiir Investoren fiir die Bekdmpfung der organisierten Kriminalitdt und fiir die Integritdt des Schengen-Raums
durchzufiithren;

44,  fordert die maltesische Regierung auf, die Vorwiirfe des Massenverkaufs von Schengen-Visa und Visa fiir die
medizinische Behandlung umfassend zu untersuchen, einschlieflich der angeblichen Beteiligung ehemaliger oder
amtierender hochrangiger maltesischer Regierungsbeamter wie des Kabinettschefs des Premierministers und von Neville
Gafa;

Sicherheit von Journalisten und Unabhingigkeit der Medien

45.  fordert die Regierung der Slowakei auf, die Sicherheit von Journalisten zu gewahrleisten; bedauert die mangelnde
Transparenz bei den Eigentumsverhdltnissen in der Medienbranche; stellt die Unabhingigkeit und Qualitit der
offentlich-rechtlichen Medien nach dem Ausscheiden mehrerer Journalisten von RTVS, des offentlich-rechtlichen
Rundfunk- und Fernsehsenders der Slowakei, in Frage; stellt mit Besorgnis fest, dass mit dem derzeitigen Legislativvorschlag
fur das Pressegesetz eine Einschrinkung der Medienfreiheit droht;

46. st iiber die AuRerungen slowakischer Politiker besorgt, die den Wert des unabhingigen Journalismus und der
offentlich-rechtlichen Medien in Frage stellen, wie sie vom ehemaligen Ministerprisidenten in der Offentlichkeit, so zum
Beispiel auf einer Pressekonferenz am 2. Oktober 2018, zu horen waren;

47.  bekriftigt seine Forderung an die entsprechenden Mitglieder der Regierung von Malta, mit sofortiger Wirkung dafiir
zu sorgen, dass die Verleumdungsklagen, die gegen die trauernde Familie von Daphne Caruana Galizia erhoben wurden,
zuriickgezogen werden und man es unterldsst, unter Berufung auf die Verleumdungsgesetze Bankkonten kritischer
Journalisten einzufrieren, sowie die Verleumdungsgesetze reformiert, die derzeit dazu genutzt werden, die Tatigkeit von
Journalisten zu vereiteln;

48.  fordert die Kommission auf, Vorschlige zur Verhinderung sogenannter ,strategischer Klagen gegen die Beteiligung
der Offentlichkeit“ (SLAPP) vorzulegen;

Reaktionen der Europdischen Union

49.  bekriftigt seine Forderung an die Kommission, unter Zuhilfenahme des EU-Rahmens zur Stirkung des
Rechtsstaatsprinzips mit der maltesischen Regierung in einen Dialog zu treten;

50.  nimmt die Bemiihungen der Kommission und des Rates zur Kenntnis, dafiir zu sorgen, dass alle Mitgliedstaaten die
Rechtsstaatlichkeit, die Demokratie und die Grundrechte uneingeschrinkt wahren; ist jedoch besorgt tiber die begrenzten
Wirksamkeit des EU-Rahmens der Kommission zur Stirkung des Rechtsstaatsprinzips und der bisher nach Artikel 7
Absatz 1 EUV eingeleiteten Verfahren; betont, dass das anhaltende Versaumnis, sich der schwerwiegenden und anhaltenden
VerstofSe gegen die in Artikel 2 EUV genannten Werte anzunchmen, andere Mitgliedstaaten ermutigt hat, den gleichen Weg
einzuschlagen; bedauert die Entscheidung der Kommission, die Veroffentlichung ihres Vorschlags zur Verbesserung des
EU-Rahmens zur Stirkung des Rechtsstaatsprinzips auf Juli 2019 zu verschieben;

51. weist darauf hin, dass in allen Mitgliedstaaten regelmiflig eine unparteiische Bewertung der Lage der
Rechtsstaatlichkeit, der Demokratie und der Grundrechte durchgefithrt werden muss; betont, dass diese Bewertung auf
objektiven Kriterien beruhen muss; weist erneut auf seine Entschliefungen vom 10. Oktober 2016 und vom 14. November
2018 hin, in denen ein umfassender, dauerhafter und objektiver EU-Mechanismus zum Schutz der Demokratie, der
Rechtsstaatlichkeit und der Grundrechte gefordert wird; ist der Ansicht, dass dies im Hinblick auf mogliche Verst63e gegen
die in Artikel 2 EUV genannten Werte ein fairer, ausgewogener, regelméfiger und praventiver Mechanismus wire, und
betont, dass solch ein Mechanismus dringender denn je ben6tigt wird;

52.  bemingelt, dass die Kommission immer noch keinen solchen Vorschlag fiir einen umfassenden, dauerhaften und
objektiven EU-Mechanismus zum Schutz der Demokratie, der Rechtsstaatlichkeit und der Grundrechte vorgelegt hat, und
fordert sie auf, dies rechtzeitig zu tun, indem sie insbesondere die Annahme der interinstitutionellen Vereinbarung iiber den
EU-Pakt fiir Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und die Grundrechte vorschlagt;
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53.  begriiflt den Vorschlag der Kommission fiir eine Verordnung iiber den Schutz des Haushalts der Union im Falle von
generellen Mingeln in Bezug auf das Rechtsstaatsprinzip in den Mitgliedstaaten, weist erneut auf den vom Parlament im
Januar 2019 angenommenen diesbeziiglichen Bericht hin und fordert den Rat nachdriicklich auf, so bald wie moglich
konstruktiv in Verhandlungen einzutreten;

54.  hebt die Bedeutung der Entsendung von Ad-hoc-Delegationen des Europdischen Parlaments in Mitgliedstaaten
hervor, da dies ein wirksames Instrument sind, um festzustellen, ob Verstofe gegen die Demokratie, die Rechtsstaatlichkeit
und die Grundrechte vorliegen; empfiehlt, in seinem Ausschuss fiir biirgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres eine stindige
Struktur zur Uberwachung solcher Verstéfe in den Mitgliedstaaten zu schaffen;

55.  fordert die EU-Organe und die Mitgliedstaaten auf, entschlossen gegen systemische Korruption vorzugehen und
wirksame Instrumente fiir die Verhinderung, Bekimpfung und Sanktionierung von Korruption und Betrug und fiir die
regelmiflige Uberwachung der Verwendung o6ffentlicher Mittel zu entwickeln; bedauert erneut, dass die Kommission in den
vergangenen Jahren jeweils beschlossen hat, den Bericht iiber die Korruptionsbekimpfung in der EU nicht zu
veroffentlichen, und betont, dass Faktenblitter zur Korruptionsbekdmpfung im Rahmen des Europdischen Semesters nicht
ausreichen, um die Korruption unmissverstandlich auf die Tagesordnung zu setzen; fordert die Kommission daher auf, ihre
jahrliche Uberwachung und Berichterstattung in Bezug auf die alle Mitgliedstaaten und die EU-Organe betreffende
Korruptionsbekampfung unverziiglich wieder aufzunehmen;

56.  begriilt die Vereinbarung zwischen der EZB und den nationalen Aufsichtsbehorden tiber einen neuen
Kooperationsmechanismus fiir den Informationsaustausch; fordert alle teilnehmenden Behorden auf, diesen Mechanismus
umfassend zu nutzen, damit eine rasche und wirksame Zusammenarbeit bei der Bekimpfung der Geldwische gewihrleistet
ist;

57.  erinnert seinen Prisidenten an die seit langem fillige Umsetzung der Forderung des Parlaments, einen europiischen
Daphne-Caruana-Galizia-Preis fiir investigativen Journalismus auszuloben, der jedes Jahr fiir herausragende Leistungen auf
dem Gebiet des investigativen Journalismus in Europa vergeben werden soll;

58.  begriiflt die Entscheidung des Parlaments, das Praktikumsprogramm fiir investigative Journalisten nach Jan Kuciak
zu benennen;

0o o

59.  beauftragt seinen Prisidenten, diese Entschliefung dem Rat, der Kommission, den Parlamenten und Regierungen der
Mitgliedstaaten und der Parlamentarischen Versammlung des Europarats zu {ibermitteln.



	Entschließung des Europäischen Parlaments vom 28. März 2019 zur Lage in Bezug auf die Rechtsstaatlichkeit und die Bekämpfung der Korruption in der EU, insbesondere in Malta und in der Slowakei (2018/2965(RSP))

